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Drudesache Nr. 4484 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6-65304- 1453/53 II Bonn, den 17, Juni 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf einer Neunten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Universltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Ver^rieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 



Entwurf einer Neunten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 

§ 1 

Die Verordnung über Zolländerungen vom 
10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 855) 
wird wie folgt geändert: 

In § 1 Nr. 31 — Tarifnr. 2871 (Phosphate) 
erhält die Anmerkung folgende Fassung: 

Anmerkung 

Mononatriumphosphat mit einem Gehalt an 


B e g r ü 


I. 

Die (1.) Verordnung über Zolländerungen 
vom 10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 855) enthält in Nr. 31 eine Zollsatzherab- 
setzung für 

Mononatriumphosphat, mit einem Gehalt an 
Phosphorsäure (P2O5) von 50 ^/o oder mehr, 
roh, ungemahlen 

von autonom 40 ®/o, vertragsmäßig 35 Vo, auf 
10 ®/o des Wertes. 

Hierdurch sollte die Einfuhr von amerikani- 
schem Mononatriumphosphat gefördert wer- 
den. Entsprechend der amerikanischen Bezeich- 
nung „Monosodium Phosphat, raw, unground*' 
wurde der Zollsatz für „Mononatriumphos- 
phat, roh, ungemahlen‘‘ herabgesetzt. 

Nach deutscher Verkehrsauffassung ist es strit- 
tig, ob die Ware amerikanischen Ursprungs 
als „roh“ angesehen werden kann. Ferner 
muß nach deutschen Zolltarifierungsgrundsät- 
zen diese Ware als „gemahlen“ behandelt wer- 
den. Dabei ist unerheblich, ob die Ware diese 
Beschaffenheit unmittelbar bei der Herstel- 
lung oder durch einen Mahlvorgang oder auf 
andere Weise erlangt hat. 


Phosphorsäure (P2O5) von 50 ®/o oder mehr 
(aus Abs. B), vom 1. Oktober 1951 bis 31. Juli 
1953 10 

§2 

Nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in Verbindung mit § 19 des Zolltarif gesetzes 
gilt diese Rechtsverordnung auch im Land 
Berlin. 

§3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 

düng 


Die Zollsatzherabsetzung durch die (1.) Ver- 
ordnung über Zolländerungen kann deshalb 
wegen des einschränkenden Zusatzes „roh, un- 
gemahlen“ gerade der Ware nicht zu Gute 
kommen, für die sie vorgesehen war. Die vor- 
liegende Verordnung sieht aus diesem Grunde 
eine Änderung des Wortlautes vor. Die Worte 
„roh, ungemahlen“ sind weggelassen. 

II. 

In diesem Sommer wird die deutsche Phos- 
phaterzeugung ausreichen, den inländischen 
Bedarf zu decken. In der vorliegenden Ver- 
ordnung ist deshalb eine Begrenzung der Zoll- 
satzherabsetzung auf die Zeit bis 31. Juli 1953 
vorgesehen. Nach Ablauf dieser Frist treten 
die Zollsätze des Tarifs — autonom 40 ®/o, 
vertragsmäßig 35 % — wieder in Kraft. 

III. 

Durch Verwaltungsanordnung war die Erhe- 
bung des Zollunterschiedsbetrages von 35 % 
zu 10 ®/o im Hinblick auf die in Aussicht ste- 
hende Tarif änderung ausgesetzt worden. Auf 
die Verbraucher wurde deshalb nur der in der 
Verordnung vorgesehene Zoll von 10 ®/o ab- 
gewälzt. 
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